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	An die Damen und Herren Präsidenten der öffentlichen Sozialhilfezentren


	Datum: 20. Dezember 2010


Rundschreiben über die LfA-Ausbildungszulage und die befreiten Produktivitäts- oder Förderungsprämien 
1. Einleitung
Am 18. März 2010 hat das Brüsseler Arbeitsgericht über die Klage entschieden, die eine Person mit Anspruch auf ein Eingliederungseinkommen gegen die Entscheidung des ÖSHZ Halle erhoben hat, nämlich die Rückzahlung des Eingliederungseinkommens, das dem Betreffenden für die Dauer der Ausbildung im Unternehmen gewährt wurde, da er/sie in diesem Rahmen eine Ausbildungszulage erhielt.
Das Gericht hat festgestellt, dass der Betreffende das Eingliederungseinkommen zurückzahlen musste, da die Ausbildungszulage nicht einer Produktivitäts- oder Förderungsprämie gleichgesetzt werden konnte. 

Im Anschluss an dieses Urteil wurde der ÖPD Sozialeingliederung von seinen Partnern aufgefordert, hierüber Stellung zu nehmen.  

2. Argumentation
Gemäß Artikel 22, § 1, e) des königlichen Erlasses vom 11. Juli 2002 zur Einführung einer allgemeinen Regelung in Sachen Recht auf soziale Eingliederung werden bei der Berechnung der Existenzmittel der Person, die das Eingliederungseinkommen beantragt, unter anderem die „Produktivitäts- oder Förderungsprämien, die von den verschiedenen zuständigen Behörden im Rahmen der individuellen beruflichen Ausbildungen im Unternehmen vorgesehen sind und ausgezahlt werden, während einer Periode von höchstens sechs Monaten“ nicht in Betracht gezogen.
Um die nichtentschädigten Arbeitslosen (Schulabgänger in der Wartezeit, Wiedereinsteiger, …) dazu anzuregen, einer IBU (individuellen beruflichen Ausbildung im Unternehmen) nachzugehen, kann das LfA diesen Arbeitssuchenden für die Dauer der Ausbildung eine Ausbildungszulage gewähren.
Die Rechtsgrundlage für diese Ausbildungszulage ist Artikel 36ter, § 1 des königlichen Erlasses vom 25. November 1991 zur Regelung der Arbeitslosigkeit. Der Tagesbetrag dieser Zulage entspricht dem Betrag des Wartegeldes und wird unter Berücksichtigung der familiären Lage und eventuell unter Berücksichtigung des Alters des Arbeitslosen festgelegt. 
Um einer IBU mit einer Ausbildungszulage zu Lasten des LfA nachzugehen, muss der Arbeitssuchende nachfolgende Bedingungen erfüllen:

· im Laufe der letzten 24 Monate noch kein Eingliederungspraktikum im selben Unternehmen gemacht haben;

· am Anfang der Ausbildung keinen Anspruch auf Warte- oder Arbeitslosengeld haben, da der Betreffende die Zulässigkeitsbedingungen nicht erfüllt oder da er/sie wegen freiwilliger Arbeitslosigkeit, Aktivierung des Suchverhaltens oder Langzeitarbeitslosigkeit vom Anspruch auf Arbeitslosengeld ausgeschlossen worden ist;

· am Anfang der Ausbildung als nichtbeschäftigter Arbeitssuchender beim zuständigen Amt für Arbeitsbeschaffung (VDAB, ACTIRIS, FOREM oder Arbeitsamt) eingetragen sein;

· kein Diplom oder Zeugnis des Hochschulunterrichts besitzen (diese Bedingung gilt nur, wenn der Betreffende das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hat);

· die Ausbildung ist in einem zwischen dem Betreffenden, dem Arbeitgeber und dem zuständigen Amt für Berufsausbildung (VDAB, FOREM, IBFFP
 oder Arbeitsamt) geschlossenen Vertrag vorgesehen und vom Direktor des Arbeitslosigkeitsbüros des LfA angenommen worden. 

Die Produktivitäts- oder Förderungsprämie entspricht dem Unterschied zwischen dem normalen Lohn und dem Ersatzeinkommen. Sie wird vom zuständigen Amt für Arbeitsbeschaffung festgelegt, aber dem Ausbildungsunternehmen in Rechnung gestellt. 
Die Prämie wird auf der Grundlage von zwei Beträgen berechnet: dem durchschnittlichen Bruttolohn, den der Betreffende nach der Ausbildung verdienen wird, sowie dem Betrag des Arbeitslosengeldes, der Ausbildungszulage, des Eingliederungseinkommens oder der Ausgleichsentschädigung.

3. Zusammenfassung
Im Anschluss an vorerwähnte Rechtsprechung und zur Achtung des Prinzips der Begründetheit der vom Gesetzgeber beabsichtigten Ausbildungszulage (sie ist nämlich für nichtentschädigte Arbeitslose bestimmt), ist der ÖPD Sozialeingliederung der Meinung, dass - nach Artikel 22, § 1, e) des königlichen Erlasses vom 11. Juli 2002 zur Einführung einer allgemeinen Regelung in Sachen Recht auf soziale Eingliederung - die LfA-Ausbildungszulage nicht als eine Produktivitäts- oder Förderungsprämie betrachtet werden darf.

Es geht nämlich um zwei verschiedene Leistungen, wobei erstere durch letztere ergänzt wird, sodass sich das Einkommen des Betreffenden während der IBU einem normalen Lohn nähert. 

Nunmehr darf für die Berechnung des Eingliederungseinkommens nur die Produktivitätsprämie befreit werden. Die LfA-Ausbildungszulage dagegen wird nicht befreit, da es sich um ein vollwertiges Ersatzeinkommen handelt.

Für die bestehenden IBU-Verträge darf das Eingliederungseinkommen wie zu Beginn des nach den früheren Richtlinien des ÖPD Sozialeingliederung bestimmten Vertrages berechnet werden. 
Für die neuen IBU-Verträge wird die LfA-Ausbildungszulage für die Berechnung der Existenzmittel nunmehr nicht mehr befreit werden. 
Es sollte jedoch daran erinnert werden, dass die ÖSHZ-Berechtigten das Statut wechseln, wenn sie einer IBU nachgehen. Da sie eine Ausbildungszulage erhalten, verlieren sie nämlich die Eigenschaft als ÖSHZ-Berechtigte, was unmittelbare Folgen hat. Im Falle einer Erkrankungsperiode, die nicht von der Krankenkasse gedeckt ist, oder aus irgendeinem Grund, der dazu führt, dass der Betreffende weder eine Ausbildungszulage noch eine Förderungsprämie erhält, wird ihm/ihr somit empfohlen, sich an das zuständige ÖSHZ zu wenden. Erfüllt der Betreffende immer noch die Bedingungen, so wird er/sie das Eingliederungseinkommen für diese Tage erhalten. 

Außerdem sollen die Betreffenden am Ende der IBU aufgefordert werden, sich bei ihrem zuständigen ÖSHZ zu melden, um zu bestimmen, ob sie ÖSHZ-Berechtigte sind. Wenn dies der Fall ist, werden sie für alle für ÖSHZ-Berechtigte vorgesehenen arbeitsbeschaffenden Maßnahmen in Betracht kommen. Andernfalls wird ihnen geraten, sich an das zuständige Arbeitslosigkeitsbüro zu wenden.
Dieses Rundschreiben tritt am ersten Tag des Monats nach dem Zeitpunkt der Unterzeichnung in Kraft.

Hochachtungsvoll,
Der Staatssekretär für Soziale Eingliederung und Armutsbekämpfung
(gezeichnet)

                                         


Ph. COURARD
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Haben Sie Fragen oder wünschen Sie weitere Informationen?


Schicken Sie unter folgender Adresse eine E-Mail an den Frontdesk: � HYPERLINK "mailto:question@mi-is.be" \o "mailto:question@mi-is.be" �question@mi-is.be� oder setzen Sie sich telefonisch mit uns in Verbindung, Tel.  02 508 85 85
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� Institut bruxellois francophone pour la formation professionnelle (IBFFP)
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